Seen. Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 11. 


(No-1800:) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 15. April 1837., die Ergänzung der durch die 
Allerhöchſte Kabinetsorder vom 11. Februar 1832. (G. S. No. 1344.) 
wegen Regulirung des Kautionsweſens für die Staatskaſſen⸗ und Magazin⸗ 
Beamten getroffenen Beſtimmungen betreffend. 


Fur Ergänzung der durch Meine Order vom 11. Februar 1832, Geſetzſamm⸗ 
lung pag. 61 —63., wegen Regulirung des Kautionsweſens für die Staatskaſ⸗ 
ſen⸗ und 80 ꝛc. Beamten getroffenen Beſtimmungen ſetze Ich auf den 
Antrag des Staatsminifterii feſt: 


1) die von dem Beamten beſtellte Kaution haftet 


a. fuͤr die Erfuͤllung der Pflichten, welche demſelben, vermoͤge der ihm 
zur Zeit der Kautionsbeſtellung, ſo wie ſpaͤter übertragenen Amtes 
geſchaͤfte obliegen; ; 


b. für alle von ihm aus feiner Amtsfuͤhrung zu vertretende Schäden und 
Maͤngel an Kapital und Zinſen, ſo wie an gerichtlichen und außer⸗ 
gerichtlichen Koſten der Ermittelung des Defekts und der etwanigen egen, mu 3 
Stellvertretung des Beamten, fo weit ſolche aus deſſen zuruͤckbehalte⸗⸗ — — a 
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nem Gehalte nicht gedeckt werden. Ger eee ge, eee cel Kap do 4 
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2) Ceſſtonen, Verpfaͤndungen oder Arreſtſchlaͤge der Amtskautionen find nicht nn a 
der General⸗Staatskaſſe, ſondern der vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde des Kau⸗ . . 85 weh 55 
tionsſtellers auf die geſetzlich vorgeſchriebene Weiſe bekannt zu machen, e ate, 17 ee en, 
und hat dieſelbe nach Aufloͤſung des Dienſtverhaͤltniſſes, für welches die e 
Kaution beſtellt worden iſt, ſowohl ob und was aus der Amtsfuͤhrung g 
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noch zu vertreten, als wer zur Empfangnahme des Kautionskapitals legi⸗ 
timirt iſt, zu beſcheinigen. 


3) Im Falle des Verluſtes der von der General⸗Staatskaſſe über einge⸗ | 
zahlte Amtskautionen ausgeſtellten Empfangſcheine bedarf es in der Regel 
der gerichtlichen Amortiſation nicht, ſondern es genuͤgt der Mortifikations⸗ 
Schein des Kautionsſtellers oder ſonſt legitimirten letzten Inhabers des 
Empfangsſcheins; die Dienſtbehoͤrde hat aber unter den in der Verords 
nung vom 9. Dezember 1809, $. 6. angeführten Umſtaͤnden und ſonſt 
nach ihrem Ermeſſen die Befugniß, eine gerichtliche Amortiſation des | 
fraglichen Dokuments zu fordern. | 


Dieſe Meine Order ift durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 15. April 1837. 


Friedrich Wilhelm. | 


An, 
das Staats ministerium. 
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5 Allerhöchſte Kabinetsorder vom 30. April 1837., betreffend die Ueberweiſung 
der gegen Juſtizbediente im Wege der Aufſicht oder durch Erkenntniß feſt⸗ 
geſetzten Geldſtrafen an den Unterſtützungs⸗ Fonds für e Kin⸗ 
der verſtorbener Juſtizbeamten. 


. 


ga 

RR; genehmige auf Ihren weitern Bericht vom 12. d. M., daß die gegen 
Juſtizbediente im Wege der Aufſicht, oder durch Erkenntniß ausgeſprochenen 
Geldſtrafen ein für allemal dem zur Unterſtuͤtzung hüffsbedürftiger Kinder ver⸗ 
ſtorbener Juſtizbeamten neuerdings gebildeten Fonds uͤberwieſen werden; bei den 
durch Umwandlung einer Freiheits⸗ oder Ehrenſtrafe eintretenden Geldſtrafen 
aber iſt jedesmal anzufragen. 


Berlin, den 30. April 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats⸗ und Juſtizminiſter Muͤhler. 


(No. 1802.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 9. Mai 1837., wegen Vermehrung der Kaſſen⸗ 
Anweiſungen um 3 Millionen Thaler gegen Depoſition des gleichen Betra⸗ 
ges in Staatsſchuldſcheinen oder Obligationen der Anleihe von 1830. 


Un dem mehrfach hervorgetretenen Beduͤrfniſſe einer Vermehrung der Kaffen- 
Anweiſungen abzuhelfen, habe Ich beſchloſſen, daß außer den durch Meine Or⸗ 
ders vom 21. Dezember 1824., vom 22. April 1827. und vom 5. Dezember 
1836. genehmigten Betraͤgen noch fuͤr drei Millionen Thaler Kaſſen⸗Anweiſun⸗ 
gen, und zwar Eine Million Thaler in Apoints zu 1 Thaler, Eine Million 
Thaler in Apoints zu 5 Thaler, 500,000 Thaler in Apoints zu 50 Thaler und 
500,000 Thaler in Apoints zu 100 Thaler ausgegeben werden ſollen. Damit 
indeß hieraus in keiner Art eine Vermehrung der Verpflichtungen des Staats 
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erwachſe, beſtimme Ich zugleich, daß die Ausgabe dieſer Kaſſen⸗Anweiſungen nur 
gegen vorherige Niederlegung gleicher Betraͤge von Staatsſchuldſcheinen oder 
Obligationen der Anleihe vom Jahre 1830. nach dem Nennwerthe bei der 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden erfolgen darf, welche die Litern, Nummern 


und Betraͤge der niedergelegten Staatsſchuldſcheine oder Obligationen der An⸗ 


leihe von 1830. durch die hieſigen Zeitungen bekannt zu machen und ſie ſo lange 


in Verwahrung zu behalten hat, bis die dafür ausgegebenen Kaſſen⸗Anweiſungen 


wieder eingeloͤſt und zuruͤckgeliefert ſind. Ich beauftrage die Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden, ſich dieſen Anordnungen gemaͤß der Anfertigung und Aus⸗ 
haͤndigung der hiernach auszugebenden Kaſſen⸗Anweiſungen ſogleich zu unterziehen. 
Es ſollen jedoch von den anzufertigenden 3 Millionen Thaler Kaſſen⸗Anweiſun⸗ 
gen nur 21 Millionen ausgegeben, eine halbe Million aber bei der Hauptver⸗ 
waltung der Staatsſchulden niedergelegt werden, um bei kuͤnftigem Beduͤrfniß 
auf Meinen Befehl und gegen Deponirung von Staatsſchuldſcheinen in Kours 
geſetzt zu werden. Alle wegen der bisherigen Kaſſen⸗Anweiſungen geltenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen ſollen auch auf dieſe jetzt auszufertigenden Kaſſen⸗Anwei⸗ 
ſungen, welche mit demſelben Datum, wie die bereits ausgegebenen, zu verſehen 
ſind, angewendet werden. Dieſer Befehl iſt durch die ann) zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 9. Mai 1837. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
die Hauptverwaltung der Sen und den oe und 
Finanzminiſter Grafen v. Alvensleben. 


